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Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine Verſammlung „mit Beſchränkung auf geladene Gäſte“ im Sinne des 
32 des Verſammlungsgeſetzes ſetzt voraus, daß die Einberufer einer ſolchen 
Verſammlung die Auswahl der einzuladenden Gäſte ſelbſt treffen und dafür 
ſorgen, daß nur die von ihnen als ihre Gäſte eingeladenen Perſonen Zutritt 
zu der Verſammlung finden. — Dieſer Vorausſetzung entſpricht nicht ein 
Einladungsmodus, wonach die Ausgabe von auf Namen lautenden Eintritts 
karten zur Verſammlung anderen, von den Einberufern verſchiedenen, Per⸗ 
ſonen überlaſſen wird. 

Inſolange die im 8 16 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 141, vorgeſehene Zuſtimmung des Reichsrathes nicht erfolgt 


iſt, dürfen während der Seſſionsdauer auch zu Ungunſten des Reichsraths⸗ 


mitgliedes überreichte Beſchwerdeſchriften nicht an die Rechtsmittelinſtanz 
geleitet werden. 


Perſonalien. — Erledigungen, 


Die Netursbelehrung 
im Sinne des Geſetzes vom 12. Mai 1896, N. G. Bl. Ar. 101 
Von Edmund Zekely. 


. 


Mit dem Geſetze vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, wurde 


das Recursverfahren im adminiſtrativen Inſtanzenzuge gere i 
der bisherigen, im einzelnen theilweiſe chan in mien 
werthe gejegliche Grundlage gegeben. Dabei wurden an die Unterlaſſung 
einer Recursbelehrung, beziehungsweiſe an die Ertheilung einer unrichtigen 
Recursbelehrung Rechtsfolgen geknüpft, welche ihr bisher nicht zukamen 
und dieſelbe dadurch zu einem wichtigen Beſtandtheile der behördlichen 
Entſcheidung und Verfügung gemacht, wenn ſie auch nicht ein derart 
integrirender Theil derſelben iſt, daß eine nicht beigefügte oder unrichtige 
Belehrung ſchon an ſich die Nichtigkeit des Actes begründen würde. 
N Diefe größere Wichtigkeit der Recursbelehrung erfordert naturgemäß 
in jedem einzelnen Falle eine genaue Prüfung, ob eine ſolche Belehrung 
überhaupt zu geben ſei, und wenn ja, ob ein Recurs noch zuläſſig ſei 
oder nicht. Manche Behörden gehen jedoch in dem Beſtreben der ſtricteſten 
Befolgung der bezüglichen Geſetzesbeſtimmung zu weit, indem fie eine 
Recursbelehrung auch dann ertheilen, wenn eine ſolche nicht ſtattzufinden 
hat, oder einen Recurs noch als zuläſſig erklären auch in Fällen, in 
welchen von einem Recursrechte überhaupt keine Rede ſein kann. 
995 Schon der Natur der Sache nach hat jede Rechtsbelehrung die 
eöglichteit eines beſtehenden Rechtes zur Vorausſetzung, und es kann 
Gute nicht zweifelhaft fein, daß eine Recursbelehrung dort nicht am 
ſchlof 9 0 7 wo ein Recursrecht ſchon a priori und principiell ausge⸗ 
el iſt. Aber auch durch die im § 1 des bezüglichen Geſetzes ent⸗ 
ee Einſchränkung — „fſoferne dieſelben (nämlich die behördlichen 


Entſcheidungen und Verfügungen) noch einem Rechtszuge unterliegen“ — 
und durch die Berufung des S 1 im §3 wird darauf hingewieſen, daß 
eine Recursbelehrung nur dann zu geben iſt, wenn eine Berufung gegen 


die betreffende behördliche Verfügung überhaupt und principiell zuläſſig 


iſt und daß eine ſolche Belehrung zu unterbleiben hat, wenn ein Recurs— 
recht Schon a priori nicht vorhanden iſt. 

In dem Weſen jeder Berufung iſt es begründet, daß das Recht 
zu Berufungsbeſchwerden nur jenen Perſonen zuſteht, welche durch den 


betreffenden Act in ihren formellen oder materiellen Rechten betroffen 
werden.“ Gegen behördliche Verfügungen, durch welche beſondere Rechte 
von Perſouen in keiner Weiſe berührt werden können, muß demnach ſchon 


principiell jedes Recursrecht ausgeſchloſſen ſein. Hieher gehören beiſpiels⸗ 
weiſe die Verfügungen, mittelſt welcher Geſetze und Verordnungen kund— 
gemacht werden, die Ausſchreibung geſetzlich angeordneter Wahlen, die 
meiſten in Handhabung der polizeilichen Aufſicht in ihren verſchiedenen 
Zweigen — Sicherheits-, Sanitäts-, Gewerbepolizei u. | w. — erlaſſenen 


allgemeinen Verfügungen, die verweigerte Ausübung des der Behörde 


zuſtehenden Siſtirungsrechtes gegenüber Gemeinde-Ausſchußbeſchlüſſen, die 
Vorladungen von Perſonen zum Zwecke der Einvernehmung und viele 
andere. Zweifelhaſt iſt es, ob gegen eine in einem behängenden Streite 
von der Behörde angeordnete Erhebung oder commiſſionelle Verhandlung 
ein Recurs principiell zuläſſig iſt.“ ) Dieſe Frage dürfte aber, ſobald durch 
die getroffene Verfügung thatſächlich ſchutzberechtigte Intereſſen der Partei 
verletzt werden können, wohl zu bejahen ſein. Meiſtens wird aber in 
ſolchen Fällen von einer Recursbelehrung abgeſehen werden können. 
Ein weiteres Erforderniß fiir die principielle Möglichkeit eines 
Recurſes iſt das Vorhandenſein einer der verfügenden Behörde überge⸗ 
ordneten Behörde. Von dieſem Geſichtspunkte aus können Verfügungen, 
welche von der politiſchen im Einvernehmen mit der autonomen Landes- 
behörde getroffen werden, einem weiteren Rechtszuge nicht unterliegen. ***) 
Im allgemeinen läßt ſich demnach als Regel aufſtellen, daß eine 
Recursbelehrung allen jenen behördlichen Emanationen beizufügen iſt, 
durch welche ein thatſächlich vorhandenes oder ein von der Partei aus⸗ 
drücklich in Anſpruch genoumenes formelles oder materielles Recht be⸗ 
troffen wird und ein Necurs nicht ſchon wegen Mangel einer Ober⸗ 
inſtanz unmöglich it. Dagegen wird eine Recursbelehrung zu unterbleiben 
haben, wenn die Behörde nicht in der Lage iſt zu erkennen daß durch 
ihre, wenngleich über Einſchreiten einer beſtimmten Partei (Anzeige) ge- 
troffene Verfügung ein beſonderes Recht dieſer oder einer anderen Partei 
berührt wird oder wenn ſchon mit Rücksicht auf den Inhalt der Ver⸗ 
fügung ſelbſt ein Recursrecht von vorneherein ausgeſchloſſen iſt. 
Beiſpielsweiſe wird, wenn über eine erſtattete Strafanzeige das 


) V. G. H. Erk. B. 3425, 5035; Plenarbeſchl. v. 6. Mai 1875, Z. 725, u. v. a. 

9 Mit der Entchen des ir Ackerbau⸗Miniſteriums vom 18. Februar 
1877, 3 14976 (Zeitjehr. f. Verw., 1878, S. 3), wurde ausgeſprochen, daß ein 
Recurs auch zur Wahrung formaler und proceſſualer Anſprüche, z. B. gegen die 
Anordnung zweckloſer neuer Erhebungen, welche dem Beſchwerdeführer unnöthige 
Koſten verurſachen, zuläffig ft. Dagegen wurden ebenfalls vom Ackerbau⸗Miniſterium 
in verſchiedenen anderen Fällen Recurſe gegen angeordnete Erhebungen als unzu⸗ 


laſſig zurückgewieſen. MM 
er) B. G. H. Erk. B. 1015, 2955 u. a. 


Strafverfahren eingeſtellt oder der Beſchuldigte freigeſprochen und hievon 
der Anzeiger — ohne daß er ein förmliches Recht hierauf hätte — ver— 
ſtäudigt wurde, demſelben eine Recursbelehrung nicht zu ertheilen fein. 
Dasſelbe wird bei Verweigerung der Siſtirung eines Gemeinde-Ausſchuß⸗ 
beſchluſſes zu erfolgen haben. In beiden Fällen kaun die Behörde nänı- 
lich nicht annehmen, daß der Anzeiger ein ihm ſpeciell zuſtehendes Rech: 
auf Beſtrafung des Angeſchuldigten, beziehungsweiſe auf Siſtirung des 
Gemeinde-Ausſchußbeſchluſſes in Anſpruch nehme, da ein ſolches Recht 
ihm thatſächlich nicht zuſteht, ſie muß vielmehr annehmen, daß er nur 


12 


von dem allgemeinen jedermann zuſtehenden Rechte der Anzeige eines 
geſetzwidrigen Vorganges Gebrauch machen wollte. Wird dagegen eine 


derartige Verfügung der Unterbehörde von der Partei dennoch im Ite- 
curswege angefochten, ſo muß in dem abweislichen oberbehördlichen Be— 


ſcheide eine Recursbelehrung enthalten fein, weil die Partei ſchon durch 


Einbringung des Recurſes gegen die Verfügung der Unterbehörde dar 
gethan hat, daß ſie thatſächlich ein, wenn auch allerdings nicht begründetes, 
ihr perſönlich zuſtehendes beſonderes Recht in Anſpruch nimmt. 

Eutſcheidungen im engeren Sinne, d. h. behördlichen Erkenntniſſen, 
durch welche über ſtreitige ſpecielle Rechte Einzelner abgeſprochen wird, 
iſt daher immer, anderen Verfügungen aber nur mit der oben erwähnten 
Einſchränkung eine Recursbelehrung beizufügen. 

Rückſichtlich des meritalen Inhaltes dieſer Belehrung iſt zu be 
merken: 

Der adminiſtrative Inſtanzenzug reicht der Regel nach bis zum 
Miniſterium. ) Eine Beſchränkung desſelben muß im Geſetze beſonders 
begründet ſein und darf eine diesbezügliche geſetzliche Beſtimmung nicht 
extenſiv ausgelegt werden. So iſt z. B. nach der auf einer a. h. Eut 
ſchließung beruhenden Miniſterial-Verordnung vom 31. Jänner 1860, 
R. G. Bl. Nr. 31, ein weiterer Recurs gegen ein von der zweiten Inſtanz 
beſtätigtes Straferkenntniß unzuläſſig. Dagegen muß der Miniſterial— 


Recurs als zuläſſig erkannt werden, wenn die gegen das Straferkeuntniß 


eingebrachte Berufung von der zweiten Inſtanz aus formellen Gründen, 


beiſpielsweiſe wegen Friſtverſäumniß oder wegen Mangel der Legitimation 
zurückgewieſen wurde, weil in dieſem Falle das Straferkenntniß nicht 
„beſtätigt“ wurde. Das Gleiche iſt der Fall, wenn ein Recurs gegen 
eine Entſcheidung in Heimatrechtsangelegenheiten oder gegen die Ver 
weigerung einer Gaſtgewerbe⸗Conceſſion aus formellen Gründen zurück— 
gewieſen wurde, weil dann beide uuterinſtanzliche Entſcheidungen nicht 
„gleichlautend“ find (SS 41 H. G. und 18 Gew. Ord. “. Andererſeits iſt 
ein Miniſterial⸗Recurs gegen eine auf Grund des §S 32 Gemeinde-Wahl- 
ordnung über Einwendungen gegen das Wahlverfahren erfloſſene Eut— 
ſcheidung immer ausgeſchloſſen, weil eine ſolche Entſcheidung nach dem 
ſich nur auf formelle oder auch auf materielle Gründe ſtützt. 

Bezweifelt könnte es werden, ob gegen eine Entſcheidung der Be— 
hörde zweiter Inſtanz, mit welcher eine Berufung als geſetzlich unſtatt 
haft zurückgewieſen wurde, noch ein weiterer Rechtszug an das Miniſterium 
offen ſteht. Dieſe Frage dürfte jedoch zu bejahen ſein. Die berufende 
Partei nimmt nämlich durch die Einbringung des Recurſes ein ihr an- 
geblich zuſtehendes beſonderes Recht in Anſpruch, welches ihr durch die 
a limine erfolgte Zurückweiſung des Recurſes abgeſprochen wird. Dieſer 
Ausſpruch iſt jedenfalls geeignet, ein eventuell dennoch beſtehendes Recht 
der Partei zu verletzen, und unterliegt alſo, abgeſehen von dem meri 
toriſchen Inhalte des Recurſes, ſchon an ſich dem vollſtändigen Ju 
ſtanzenzuge. 

Gegen die Unterlaſſung der Recursbelehrung ſteht den Parteien 
nach § 3, Al. 4 des eingangs bezogenen Geſetzes zur Behebung dieſes 
Mangels ein abgeſonderter Recurs zu. Die Uuterlaſſung der Necurs— 
belehrung begründet demnach nicht ebenſo wie eine unrichtige Belehrung 
die Nothwendigkeit, die fehlerhafte Verfügung zu beheben, ſie gibt viel— 
mehr der Partei nur das Recht, eine Ergänzung derſelben zu verlangen. 
Die Partei kann eine ſolche mangelhafte Verfügung entweder in der für 
den betreffenden Fall vorgeſchriebenen Recursfriſt meritoriſch aufechten, 
oder aber ohne Rückſi 
allgemeinen, im § 1 des Recursgeſetzes normirten 14tägigen, beziehungs— 
weiſe vierwöchentlichen Berufungsfriſt die Ertheilung einer Recursbelehrung 
verlangen. 


V. G. H. Erk. B. 1663, 2122. 


ſicht auf dieſe ſpecielle Recursfriſt innerhalb der 


lichkeit vorgenommen worden war. 


Alittheilungen aus der Mraris. 


Eine Verſammlung „mit Beſchränkung auf geladene Gäfte“ im Sinne 
des 8 2 des Verſammlungsgeſetzes ſetzt voraus, daß die Einberufer 
einer ſolchen Verſammlung die Auswahl der einzuladenden Gäſte 
ſelbſt treffen und dafür ſorgen, daß nur die von ihnen als ihre Gäſte 
eingeladenen Perſonen Zutritt zu der Verſammluung finden. 


| Diejer Vorausſetzung entſpricht nicht ein Einladungsmodus, wo⸗ 


nach die Ausgabe von auf Namen lautenden Eintrittskarten zur 
Verſammlung anderen, von den Einberufern verſchiedenen, Perſonen 
überlaſſen wird. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 12. Jänner 1898 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Dr. Guſtav 
Gſchier, Bürgermeiſter der Stadt Eger, durch Dr. Friedrich Major, de 
praes. 20. September 1897, Z. 327 N. G., wegen Verletzung der durch 
die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechte, ſich zu verſammelu, ſeine 
Meinung zu äußern und ſeine Nationalität zu wahren, zu Necht erkannt: 

Durch die mit der Eutſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Eger vom 10. Juni 1897, 3. 17.759 beſtätigt mit dem Erlafſe 
der k. k. Statthalterei in Prag vom 22. Juni 1897, Z. 8262, und 
des k. k. Miniſteriums des Innern vom 4. September 1897, 3 767, —— 
verfügte Unterſagung der zum 13. Juni 1897 von Dr. Guſtav Gſchier 


einberufenen Verſammlung hat eine Verletzung der demſelben laut Art. 12, 


13 und 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, zuſtehenden pelitiſchen Rechte nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Dr. Guſtav Gſchier führt in ſeiner Beſchwerde au: 
Laut der vom Beſchwerdeführer vorgelegten gedruckten Einladung zu dem 
für den 13. Jun 1897 in Eger in Ausſicht genonmmenen „deutſchen 
Volkstage“ war der Zutritt zu dieſer Verſammlung nur jenen Perſonen 
geſtattet, welche für ihre Perſon eine Einladung erhalten haben und wurde 
in der fraglichen Einladung ausdrücklich erwähnt, daß dieſe Einladung ſelbſt als 
Ligitimation zur Empfangnahme der auf Namen lautenden Eintrittskarten 
gelte und daß der Zutritt zu dieſer Verſammlung ohne die auf Namen 
lautende Einladung nicht geſtattet ſei. Dadurch ſtellt ſich der geplante deutſche 
Volkstag als eine auf geladene Gäſte beſchränkte Verſaumnlung dar, und 
zwar umſomehr, als die fraglichen Einladungen zu dieſem Volkstage unr an 
jene Perſonen gerichtet wurden, die in ihrer Eigenſchaft als Bürger— 
meiſter, Gemeindevorſteher und Obmänner der Bezirksausſchüſſe al lge⸗ 
mein bekannt ſind, und deren Wahl zu den bezeichneten Ehrenämtern 
unter Intervention der Regierungsorgane unter Zulaſſung der Oeffent⸗ 
Wenn nun die Entſcheidung der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Eger vom 10. Juni 1897, 3. 17.759, 
die ohne jeden geſetzlichen Zwang angemeldete Verſammlung mit der Begrün— 
dung unterſagte, „weil dem Beſchwerdeführer die Namen der zu ladenden 
Perſonen zur Zeit der Ladung nicht bekannt waren“, ſo iſt dieſelbe zur 
Rechtfertigung des Verbotes nicht geeignet, da die Namen der zu Laden— 
den, als mit öffentlichen Ehrenämtern betrauten Perſouen, auf höchit 
einfache Weiſe zu eruiren waren und behufs Zuſtellung der Einladung 
zu dem geplanten Volkstage auch eruirt wurden. Es ſtellt ſich daher das 
Verbot des Egerer deutſchen Volkstages als eine Verletzung des im 


Art. 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 


Nr. 142, allen öſterreichiſchen Staatsbürgern gewährleiſteten Verſamm⸗ 
lungsrechtes dar, und dies umſomehr, als nach § 13 des Geſetzes vom 
15. November 1867, Nr. 135, über das Verſammlungsrecht nur jene 
Verſammlungen zu unterſagen ſind, welche gegen die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes veranſtaltet werden. Da nach Art. 19 des citirten Staatsgrund— 
geſetzes jeder Volksſtaum ein unverletzliches Recht auf Wahrung feiner 
Nationalität und Sprache hat und die Verletzung der deutſchen Natio— 
nalität durch die jüngſt erlaſſenen Sprachenverordunngen notoriſch iſt, da 
ferner durch dieſe Verordnungen auf die Deutſchen in Böhmen ein Zwang 
zur Erlernung der zweiten Landesſprache ausgeübt wird, ein ſolcher Zwang 
aber im Abſ. 3 desſelben Artikels ausdrücklich perhorrescirt wird, und 
ſchließlich durch dieſe Sprachenverordnungen der im Art. 3 desſelben 
Staatsgrundgeſetzes ausgeſprochene Grundſatz, daß die öffentlichen Aemter 
allen Staatsbürgern gleich zugänglich ſind, verletzt wird, weil es für 
einen Deutſchen kaum möglich iſt, die in dieſen Verorduungen geforderte 
vollſtändige Kenntniß der böhmischen Sprache in Wort und Schrift ſich 
anzueignen, ſo wären in Anbetracht dieſer, das deutſche Volksthum im 
eigenen Vaterlande ſchädigenden Regierungsmaßnahmen die Vertreter der 
deutſchen Selbſtverwaltungskörper nicht nur berechtigt, ſondern ſogar in 
Befolgung des bei ihrer Wahl abgegebenen Gelöbniſſes verpflichtet, durch 
Zuſammentreten unter Befolgung der geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Schritte zur Wahrung der Rechte ihrer Wähler und Stammesgeuoſſen 


zu berathen. Es erſcheinen alfo auch die in den Art. 13 und 19 des 
bezogenen Geſetzes gewährleiſteten Rechte verletzt. Aber auch die Be— 
gründung der erſtinſtanzlichen Enticheidung, daß durch die Veröffentlichung 
des „Aufrufes“ in Nr. 45 der „Egerer Nachrichten“ vom 9. Juni 1897 


der Verſammlung der Charakter einer allgemein zugänglichen Verſamm⸗ 


lung gegeben wurde, iſt nicht ſtichhältig, weil der Beſchwerdeführer als 
Einberufer des Voſkstages mit jenem Aufrufe in keine Beziehung ge— 
bracht werden kann und trotz dieſes Aufrufes nur Perſonen mit auf 
Namen lautenden Karten Einlaß geſunden haben würden. Außerdem kann 
ein Verſammlungsverbot doch nicht auf Grund einer Vermuthung, daß 
unbekaunte Perſonen ſich betheiligen könnten, ſondern nur dann erlaſſen 
werden, wenn der Regierungs Vertreter durch Vornahme von Stichproben 
ſich von der Anweſenheit nicht perſönlich geladener Perſonen überzeugt 
hat. Ebenſowenig ſtichhältig iſt endlich die Begründung des Verbotes 
im Erlaſſe des k. k. Miniſterimms des Innern vom 13. September 1897, 
3.767, mit 8 6 des Geſetzes vom 15. November 1867, N. G. Bl. 
Nr. 135, weil durch Punkt 3 der bekanntgegebenen Tagesordnung die 
Gemeinden zu einer Meafvegel verpflichtet werden ſollten, welche unver⸗ 
kennbar eine Schädigung der Geſchäftsführung von Seite der ſtaatlichen 
Behörden und hienach eine Gefährdung des öffentlichen Wohles hätte herbei⸗ 
führen ſollen. Dieſe Begründung wurde durch die nunmehr trotz des Verbotes 
des Volkstages eingetretene Einſtellung der Thätigkeit im übertragenen 
Wirtungstreiſe ſeitens mehrerer Hundert deutſcher Selbſtverwaltungs 
körper widerlegt, durch welche eine Gefährdung des öffentlichen Wohles 
ebenſo wenig, wie eine Schädigung der Geſchäftsführung der ſtaatlichen 


Behörden herbeigeführt worden iſt. Der Beſchwerdeführer ſtellt demgemäß 


als Einberufer der unterſagten Verſammlung das Begehren, zu erkennen, 
es habe durch die angefochtene Unterſagung eine Verletzung der ihm laut 
der Art. 12, 13 und 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 142, zuſtehenden politiſchen Rechte ſtattgefunden. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 2 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde vom Vertreter des 
k. k. Miniſteriums des Innern Folgendes geltend gemacht: 

Für die vorliegende Beſchwerde ſei vor allem die Frage ent- 
ſcheidend, was unter „geladenen Gäſten“ im Sinne des 8 2 des Geſetzes 
über das Verſammlungsrecht zu verſtehen ſei. Dieſe ſei dahin zu be⸗ 
antworten, daß die als Gäſte geladenen Perſonen dem Einberufer der 
Verſammlung bekannt fein müſſen. Schon dieſes Erforderniß mangle im 
vorliegenden Falle, da nach dem Wortlaute der Anmeldung und der 
hiezu bei Ueberreichung derſelben gegebenen Erläuterung auch Vertreter 
von Gemeinde- und Bezirks-Vertretungen, alſo nicht individuell beſtimmte 
Perſouen geladen und die Namen derſelben in den Einladungskarten von 


den Bezirks-Vertretungen eingeſetzt werden ſollten. Mit Rückſicht auf das 


Letztgeſagte mangle auch das Erforderniß der Einladung durch die Ein— 
berufer ſelbſt, und ſchon aus dieſen Gründen ſei die erfolgte Unter 
ſagung des Volkstages gerechtfertigt; { 
Sachlage nicht bezweifelt werden kann, daß der „Aufruf“ in Nr. 45 
der „Egerer Nachrichten“ von Perſonen ausging, die an deu Zuſtaude⸗ 
kommen des Volkstages ein Intereſſe hatten. Aber auch die Anrufung 


des § 6 des Geſetzes vom 15. November 1867, Nr. 135, in der 
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3. 17.759, 


Soll nämlich der einberufene Volkstag als eine auf geladene 
Gäſte beſchränkte Verſammlung im Smue des § 2 des Geſetzes vom 
15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 135, über das Verſammlungsrecht 


angeſehen werden, fo müßte nachgewieſen fein, daß die Einberufer per- 


ſönlich die Auswahl der einberufenen Perſonen trafen und in aus— 
reichender Weiſe dafür ſorgten, daß nur dieſe Perſonen Zutritt zu der 
einberufenen Verſammlung finden, denn nur in dieſem Falle können 
ſie als von ihnen geladen, als ihre Gäſte gelten. 

Dieſer Nachweis liegt vorliegend nicht vor; es iſt vielmehr das 
Gegentheil anzunehmen. 

Denn nach dem Wortlaute der Anmeldung de praes. 5. Juni 1897, 
war der fragliche Volkstag als eine Verſammlung von 
deutſchen Reichsraths- und Landtagsabgeordneten und von Vertretern 
der deutſch-böhmiſchen Bezirks- und Gemeinde-Vertretungen geplant 
und ſollten zu dieſem Behufe gemäß der (mündlichen) Ergänzung dieſer 
Anzeige alle deutſchen Bürgermeiſter und Gemeindevorſteher, ſowie die 
deutſchen Reichsraths- und Landtags-Abgeordneten mit Einladungs— 
karten verſehen werden, welche an die betreffenden Bezirksvertretungen 
abgeſendet, von dieſen mit dem Namen des Betreffenden verſehen 
und dieſem zugeſtellt werden ſollten. Schon hieraus ergibt ſich, daß 
nicht die Einberufer des Volkstages ſelbſt die Auswahl der einzuladenden 


| Säfte trafen. 


Es iſt überdies auch der Wortlaut des vom Beſchwerdeführer 
vorgelegten Formulares der Einladung zu dem erwähnten Volkstage zu 
beachten. 

Dieſem Wortlaute nach kann jene Einladung, welche mit der 
Beſchwerde vorgelegt wurde, nicht als die zum Erſcheinen bei der Ver 
ſammlung berechtigende Einladung angeſehen werden, denn nach dem 
Wortlaute des vorgelegten Formulares ſollte der Zutritt zur Verſammlung 
ohne eine auf Namen lautende Eintrittskarte nicht geſtattet ſein 
und es galt die erwähnte Einladung mur als Legitimation zur Empfang: 
nahme der auf Namen lautenden Eintrittskarte. 

Erſt dieſe Eintrittskarte alſo iſt als Einladung im Sinne des 
Verſammlungsgeſetzes anzuſehen, während die Aufforderung zur Behebung 


einer ſolchen Karte nur einen vorbereitenden Act bildet. 


und dieſes umſomehr, als nach der 


Miniſterial-Verordnung ſei begründet, da wichtige Intereſſen, insbeſondere 
jene der Bevölkerung ſelbſt durch die Einſtellung der Thätigkeit der 


Gemeinden im übertragenen Wirkungskreiſe gefährdet erſcheinen und es 
ſich hier nicht um derartige freiwillige Beſchlüſſe der Gemeinden, ſondern 
um die Aufforderung zur Faſſung ſolcher Beſchlüſſe handelte. Daß aber 
die fragliche Einſtellung die Intereſſen der Bevölkerung ſelbſt verletze, 
ergebe ſich aus der über die Wiederaufnahme dieſer Thätigkeit erſtatteten 
Anzeige der Gemeinde Seewieſen. Es wurde ſonach vom Vertreter des 
k. k. Miniſteriums des Innern beantragt, der vorliegenden Beſchwerde 
keine Folge zu geben. 

Dieſen Ausführungen gegenüber beharrte der Vertreter des Be— 
ſchwerdeführers auf dem in der Beſchwerde eingenommenen und be— 
gründeten Standpunkte. 

Das Reichsgericht hat die vorliegende Beſchwerde als unbegründet 
erkannt. 

Wenn auch von dem im Beſcheide der k. k. Bezirkshauptmann— 
ſchaft Eger vom 10. Juni 1897, 3. 17.759, citirten, in Nr. 45 der 
„Egerer Nachrichten“ veröffentlichten Aufrufe abgeſehen wird, ſo muß 
doch nach der Sachlage erkannt werden, daß der k. k. Bezirkshauptmann 
in Eger dem beabſichtigten Volkstage mit Recht den Charakter einer auf 
geladene Gäſte beſchränkten Verſammlung abſprach. 


Die Ausgabe der auf Namen lautenden Eintrittskarten war 


aber auch nicht den Einberufern ſelbſt vorbehalten, ſie ſollten vielmehr in 


der Bürgermeiſteramtskanzlei Eger erhoben werden. Es braucht nun 
nicht erſt näher erörtert zu werden, daß die Stellung des Dr. G. Gſchier 
als Bürgermeiſter der Stadt Eger für die vorliegende Frage un⸗ 
entſcheidend und daß die Bürgermeiſteramtskanzlei als ſolche zur Ausgabe 
von Eintrittskarten zu einer Verſammlung geladener Gäſte nicht berufen 
iſt; das aber kann mit Grund nicht bezweifelt werden, daß bei dem 
gewählten Modus der Ausgabe der Eintrittskarten — d. i. dem Geſagten 
zufolge der eigentlichen Einladungen — die Vollziehung des entſcheidenden 
Einladungsactes nicht ausſchließlich den Einberufern vorbehalten war, 
und daß ſonach ſogar die Möglichkeit der Einladung ſolcher Perſonen 
obwaltete, welche die Einberufer in dem ausſchlaggebenden Zeitpunkte 
nicht als ihre Gäſte heranziehen wollten. 

In der über die erfolgte Anmeldung erfolgten Unterſagung des 
Volkstages vermag daher eine Verletzung des im Art. 12 des St. G. G. 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Ver⸗ 
ſammlungsrechtes nicht erkannt zu werden. 

Conſequenterweiſe liegt auch eine Verletzung des im Art. 13 des 
citirten St. G. G. gewährleiſteten Rechtes der freien Meinungsäußerung 
nicht vor, da es ſich nur um ſolche Meinungsäußerungen handeln kann, 
welche in der einberufenen Verſammlung erfolgen ſollten. 

Was aber die behauptete Verletzung des im Art. 19 des mehrcitirten 
St. G. G. gewährleiſteten Rechtes auf Pflege und Wahrung der Sprache 
und Nationalität betrifft, ſo kann von derſelben vorliegend — abgeſehen 
von dem Vorangeführten — auch deshalb keine Rede ſein, weil die 
Tagesordnung keineswegs zweifellos erkennen läßt, daß es ſich um einen 
diesfülligen Antrag handelte. 

Das Begehren der Beſchwerde eignet ſich alſo nicht zur Berück— 
ſichtigung. 

(Erk. d. k. k. Reichsger. v. 12. Jän. 1898, 3.438 ex 1897.) 
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Inſolauge die im 8 16 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 141, vorgeſehene Zuſtimmung des Reichs rathes 
nicht erfolgt iſt, Dürfen während der Seſſionsdauer auch zu Ungunſten 
des Reichsrathsmitgliedes überreichte Beſchwerdeſchriften nicht an die 
Rechtsmittelinſtanz geleitet werden. 


Angeklagt des Vergehens gegen die Sicherheit der Ehre war der 
in den Reichsrath gewählte C. noch vor Eröffnung der Reichsraths⸗Seſſion 
vom Schwurgerichte freigeſprochen worden, wogegen der Privatankläger 
das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde ergriff. Allein, als dem Caſſa⸗ 
tionshofe die Beſchwerdeſchriſten vorgelegt wurden, hatte die Seſſion 
bereits begonnen. Es trat alſo die Frage auf, ob nicht vor dieſer Vor— 
lage die im 8 16 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 141, vorgeſehene Entfcheidung des Reichsrathes einzuholen 
war. Für vorläufige Entbehrlichkeit dieſes Schrittes ſchien die Erwägung 
zu ſprechen, daß §. 286 St. P. O., da er „Vorladung“ des Angeklagten 
anordnet, damit keineswegs den Zweck verfolgt, zu verantwortlicher Aeuße— 
rung wegen des Anflagedelictes ihn beizuziehen, daß ſich die Vorladung 
mit Maßnahmen der in den Ss 174 und 175 St. P. O. bezeichneten 
Art nicht verknüpft, vielmehr nur als eine Verſtändigung darſtellt, welche 
den Augeklagten in die Lage verſetzen ſoll, ſeine Ausführungen in Be⸗ 
treff der Beſchwerde entweder mündlich vor dem Caſſationshofe anzu- 
bringen oder es darauf ankommen zu laſſen, daß ſie aus den Amtsacten 
verleſen werden. In conereto konnte vielleicht auch erwogen werden, daß 
das für den Angeklagten günſtige Erkenntniß des Schwurgerichtshofes zur 
Rechtskraft gelangt, falls ſich die Nichtigkeitsbeſchwerde des Privatanklägers 
unzuläſſig oder unbegründet erweist, und daß, ſollte ihr ſtattgegeben 
werden, die Zuſtimmung des Reichsrathes eingeholt werden kann, ehe 
auf Grund der im Rechtsmittelverfahren erfolgten Aufhebung des Frei— 
ſprechungserkeuntniſſes wider den Angeklagten weiter vorgegangen wird. 
Gegen dieſen Standpunkt indeß macht ſich das Bedenken geltend, daß 
das Erforderniß der Zuſtimmung des Reichsrathes als materiellsvechtliche 
Proceß- und Urtheilsvorausſetzung“) das geſammte wider ein Reichsraths⸗ 
mitglied eingeleitete Strafverfahren durchdringt; daß es daher auch der 
Einſendung der Nichtigkeitsbeſchwerde an den Caſſationshof im Wege lag, 
ganz abgeſehen davon, daß dieſe Einſendung — ihrer Veranlaſſung nach 
in peius des Angeklagten vorgenommen — an ſich das Gepräge eines 
Verfolgungsactes zeigt; ſowie endlich, daß es — den Proceß bis zu ſeiner 
endgiltigen Austragung beherrſchend — auch ein Eingehen in die Er⸗ 
ledigung der Nichtigkeitsbeſchwerde und ſelbſt die Anorduung eines Ge⸗ 
richtstages zur Verhandlung über dieſes Rechtsmittel nicht zuläßt. 

Der Caſſationshof (mit Beſchluß vom 3. November 1897, Z. 12.849 
beſchloß, die Acten an die erſte Inſtanz zurückzuleiten, damit dieſe die 
erforderliche Zuſtimmung des Reichsrathes zur Verfolgung des Angeklagten 
einhole und dann erſt die Acten wieder vorlege. Gründe des Beſchluſſes 
wurden nicht hinausgegeben. (Beil. z. V. Bl. d. Juſt. M.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes be⸗ 
kleideten Cabinetsſecretär Carl König v. Arad var zum wirklichen Hofrathe 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Oskar Freiherrn v. Villani zum Sectionsrathe im Miniſterraths— 
Präſidium ernannt. 8 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Leopold Morawetz in Lemberg 
den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Cuſtos der Hofbibliothek Fz. Wöber anläßlich 
19 0 Penſionirung den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei 
verliehen. 

Der Erſte Oberſthofmeiſter hat die Hofbau⸗Controlore Anton Hauffe, 
Ferd. Gatterer und Ludw. Ruprecht zu Hofgebäude⸗Inſpectoren ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthalterei⸗Secretär Sigm. Ritter v. Pietruski zum Bezirkshauptmann und 
die Bezirkscommiſſäre Heinr. Grafen Morſtin und Dr. Ladisl. Grafen Micha⸗ 
kowski zu Statthalterei⸗Secretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Carl Ritter Roth v. Rothenhorſt, Dr. Carl Grafen 
Lodron⸗Laterano und Dr. Ernſt z. Pipitz, dann den Minſſterial⸗ 
Concipiſten im Miniſterium des Innern Anton Peter Ritter v. Schlechta⸗ 
Wſſehrdsky zu Wſſehrd und die Bezirkscommiſſäre Dr. Carl v. Jékey 
und Dr. Georg Pockels zu Miniſterial-Viceſecretären ernannt. 


) Vgl. Glaſer, Handbuch des Strafproceſſes, Bd. II, S. 46 u. ff.) Eisler, 
„Die Proceßvorausſetzungen im öſterreichiſchen Strafproceſſe“ (tin Grünhut's 
Zeitſchrift, Bd. XVII); Kries, „Proceßvorausſetzungen im Reichsſtrafproceſſe“ 
(Liß tiſche Zeitſchrift, Bd. V). 

Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Stande der Volizeidirection in Wien die Polizei⸗Obercommiſſäre Paul Ruttrich 
und Joh. Kenda zu Polizeirathen, die Polizeicommiſſäre Joſef Lutz, Rich. 
Tauber, Wenzel Möller und Dr. Carl Meller zu Polizei-Obercommiſſären 
und die Polizeiconcipiſten Dr. Max Lauter, Victor Czepalek, Victor 
Meixner und Dr. Ludwig Markup zu Polizeicommiſſären ernannt. 
„Ter Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Archivsadjuncten 
Dr. Wilhelm Ritter v. Ambros zum Archivsconcipiſten im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht und den Archivspraktikanten Fz. Staub zum Archivs⸗ 
adjuncten im genannten Miniſterium ernannt. 


Erledigungen. 

Eine, eventuell mehrere Finanz-Obercommiſſärsſtellen in der 
VIII., eventuell mehrere Finanzeommiſſärsſtellen in der IX., eventuell 
mehrere Finanzeoncipiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe bei der k. k. Finanz⸗ 
Landesdireckion in Wien bis 6. März. (Amtsblatt Nr. 40.) j 

3 Poſtaſſiſtenten ſtellen beim k. k. Poſt⸗ und Telegraphenamte Florids⸗ 
dorf mit der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 40.) 
2 Poſtaſſiſtentenſtellen beim k. k. Poſt⸗ und Telegraphenamte in 
St. Pölten mit der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende März. (Amts⸗ 
blatt Nr. 40.) 

8 Poſtaſſiſtentenſtellen beim Poſtamte Bruck a. d. Leitha, 3 Poſt⸗ 
aſſiſtentenſtellen beim Poſtamte Amſtetten. 2 Poſtaſſiſtenten ſtellen 
beim Poſtamte Waidhofen a d. Mbs, 1 Poſtaſſiſtentenſtelle beim Poſtamte 
St. Valentin, 2 Poſtaſſiſtentenſtellen beim Poſtamte Neunkirchen, 2 Poſt⸗ 
aſſiſtentenſtellen beim Poſtamte Korneuburg, 1 Poſtaſſiſtentenſtelle 
beim Poſtamte Ober-Hollabrunn, 1 Poſtaſſiſtentenſtelle beim Poſtamte 
Zwettl, Poſtaſſiſtentenſtellen beim Poſtamte Stockerau, 2 Poſt⸗ 
aſſiſtentenſtellen beim Poſtamte Kloſterneuburg, 1 Poſtaſſiſtentenſtelle 
beim Poſtamte Vöslau, alle mit der XI. Rangsclaſſe und der Activitätszulage 
von je 120 fl. gegen Caution bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 41.) 

4 Adjuten (eines mit 600 fl., 3 mit je 500 fl. jährlich) bei der poli⸗ 
tiſchen Verwaltung in Krain bis 15. März. (Amtsblatt Nr. 43.) 

1 oder 2 Polizeirathsſtellen mit der VII. Rangsclaſſe, eventuell 
2 Obercommiſſärsſtellen mit der VIII. Rangsclaſſe, 2 Commiſſärsſtellen 
mit der IX. Rangsclaſſe und 2 Conecipiſtenſtellen mit der X. Rangsclaſſe 
bei der k. k. Polizeidirection iu Wien bis 19. März. (Amtsblatt Nr. 44.) 

Oberingenieurſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 2 Ingenieur⸗ 
ſtellen in der IX. Rangsclaſſe und 3 Banadjunctenftellen in der X. Rangs⸗ 
claſſe (hievon eine proviſoriſch) beim Staatsbaudienſte in Schleſien bis 15. März. 
(Amtsblatt Nr. 45.) 


0 
Ausſchreiben 
— 
Bei der Stadtgemeinde Olmütz gelangt die Stelle eines 


Htadtſecretärs 


mit dem Anfangsgehalte von fl. 1200, mit dem Anſpruche auf 
Vorrückung in die höhere Gehaltsſtufe von fl. 1400 nach ab⸗ 
gelegter praktiſch politiſcher Prüfung und nach erlangter defini⸗ 
tiver Anſtellung und mit dem Anſpruche auf drei 10% Quinquen⸗ 
nalzulagen in Gemäßheit der Beſtimmungen des 8 30 der Dienſt⸗ 
pragmatik, welcher ſich der Anzuſtellende zu unterwerfen hat, zur 
Beſetzung. N 

Bewerber um dieſe Stelle haben nachzuweisen: 

Ein Alter unter 40 Jahren, die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit, einen 
tadelloſen Lebenswandel, die Abſolvirung der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studien an einer k. k. Univerſität, die Ablegung der drei theoretiſchen Staats: 
prüfungen oder den erlangten juridiſchen Doctorgrad, eine mindeſtens einjährige 
praktiſche Verwendung im öffentlichen oder einem demſelben gleichkommenden 
Dienſte, die abgelegte praktiſch politiſche Prüfung, welche auch, jedoch längſtens 
binnen 2 Jahren, nachgetragen werden kann, und die vollkommene Kenntniß 
der böhmiſchen Sprache in Wort und Schrift. Bewerber deutſcher Nationalität 
haben den Vorzug; das erſte Dienſtjahr iſt proviſoriſch. Auf die Penſionirung 
finden die für Staatsbeamte geltenden Grundſätze Anwendung. Geſuche ſind 


bis zun 15. Mürz 1898 
bei dem Gemeinderathe der königl. Hauptſtadt Olmütz einzubringen. 
Gemeinderath der Königl. Hauptſtadt Olmütz. 
am 7. Februar 1898. 
Der Bürgermeiſter: 
Brandhuber m. p. 


Nr. 239 W. 


N Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift jammt 
den Erkeuutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 17 und 18 der Erkenutuiſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


